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Antrag 212/11/2019

Jusos LDK

Der Landesparteitag moge beschlieRen:
Der Bundesparteitag mége beschlieBen:

Gemeinniitzigkeit starken
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Das globalisierungskritische Netzwerk Attac kampfte in
einem langeren Rechtsstreit mit dem zustandigen Finanz-
amt fiir die Anerkennung seiner Gemeinniitzigkeit. Die
einzelnen Instanzen urteilten dabei sehr unterschiedlich
lUber die Frage, ob das politische Engagement von Attac
angemessen fiir einen gemeinniitzigen Verein sei. Zwar
kann dies auch bei gemeinniitzigen Vereinen “im Ein-
zelfall zwangslaufig mit einer gewissen politischen Ziel-
setzung verbunden” sein. Doch wird politische Tatigkeit
grundsatzlich als Vertretung besonderer Interessen be-
griffen und damit von Gemeinniitzigkeit unterschieden.
Das hessische Finanzgericht ordnete das politische Enga-
gement von Attac unter Bildungszwecke ein und erkann-
te entsprechend eine Gemeinniitzigkeit an. Der Bundesfi-
nanzhof als ndchste Instanz betrachtete das politische En-
gagement als zu gro3, hob das Urteil des Finanzgerichts
auf und wies den Fall zuriick. Attac hat damit den Sta-
tus der Gemeinniitzigkeit verloren und massive — exis-
tenzbedrohende — finanzielle Verluste erlitten. Auch die
Auseinandersetzung um die Gemeinniitzigkeit der Deut-
schen Umwelthilfe zeigt, wie relevant die Frage der Ge-
meinnitzigkeit fiir die Zivilgesellschaft ist.

Die Trennung zwischen gemeinniitzigen und politischen
Vereinen ist grundsatzlich sinnvoll - insbesondere muss
verhindert werden, dass rechtsradikale Krafte wie der
PEGIDA Forderverein oder der Identitire Bewegung
Deutschland eV. in den Genuss der Gemeinnitzigkeit
kommen.

Die Entscheidungspraxis der Finanzamter ist jedoch sehr
unterschiedlich und bietet zu wenig Rechtssicherheit fir
Vereine. Wird ihnen die Gemeinniitzigkeit lberraschend
entzogen, haben sie erfahrungsgemaR einen schlagarti-
gen Einbruch von Spenden zu verzeichnen, weil diese fiir
die zahlenden Personen nicht mehr steuerlich absetzbar
sind. Noch dramatischer sind die Folgen einer riickwirken-
den Aberkennung durch die damit falligen Nachzahlun-
gen. Hieristeine Vereinheitlichung der Rechtsanwendung
dringend nétig, um gemeinniitziges Engagement nicht
durch steuerrechtliche Verwaltungslast zu erdriicken.

Die in der Abgabenordnung aufgefiihrten Tatigkeiten sind
seitlangem nicht mehrauf der Hohe der Zeit: Der kulturel-
le und technische Fortschritt erméglicht heute viele For-
men faktischer Gemeinniitzigkeit, deren juristische Aner-
kennung bisher ausblieb und dringend nachgeholt wer-
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48 den muss.

49

50 Daher fordern wir:

51 1. Der Begriff der Gemeinniitzigkeit nach der Abga-

52 benordnung (AO) wird reformiert. Die in § 52 der
53 Abgabenordnung als gemeinniitzig definierten The-
54 menfelder werden den veranderten gesellschaftli-
55 chen Vorstellungen angepasst und so formuliert,
56 dass sie z.B. explizit auch folgende Tatigkeiten um-
57 fassen:

58 « Forderung der Hilfe fiir sexuelle und geschlechtliche
59 Minderheiten

60 + neue Bildungsbereiche wie Programmierung und
61 Medienkompetenz

62 + neue Sportbereiche wie Paintball und eSports

63 « bisherungenannte, aberfaktisch entsprechende Be-
64 reiche, wie z. B. Pflege und Verwaltung von Friedho-
65 fen

66 1. Das Bundesfinanzministerium wird eine hdhere
67 Rechtssicherheit bei der Anerkennungspraxis der
68 Gemeinnlitzigkeit besorgen. Die Priifungspraxis bei
69 den Finanzamtern wird starker reguliert, um Aner-
70 kennungsentscheidungen fiir antragstellende Ver-
71 eine transparenter zu gestalten. Der zuldssige Um-
72 fang von politischem Engagement im Zustand
73 der Gemeinniitzigkeit wird genauer bestimmt. Bei
74 Spenden Uber 10.000 € missen die Namen der
75 Geldgeber*innen verdffentlich werden.

76 2. Inder Diskussion Uber die Klagen der Deutsche Um-
77 welthilfe bekennt sich die SPD dazu, die Gemeinn(it-
78 zigkeit von Vereinen nicht aus dem alleinigen Grund
79 zu entziehen, weil sie sich im Rechtsstreit mit Ge-
80 bietskorperschaften befinden.

81



	Antrag 212/II/2019 Gemeinnützigkeit stärken

